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215-5-1-I , 215-5-1-5-I

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Rettungsdienstgesetzes und  
der Verordnung zur Ausführung des  

Bayerischen Rettungsdienstgesetzes 

vom 8. März 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Rettungsdienstgesetzes

Das Bayerische Rettungsdienstgesetz (BayRDG) 
vom 22. Juli 2008 (GVBl. S. 429, BayRS 215-5-1-I), das 
zuletzt durch Art. 9a Abs. 9 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2015 (GVBl. S. 458) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird im Zweiten Teil wie folgt ge-
ändert: 

a)	 In Abschnitt 1 wird nach der Angabe zu Art. 9 fol-
gende Angabe zu Art. 10 eingefügt:

„Art. 10	 Rettungsdienstausschuss“.

b)	 Abschnitt 2 wird wie folgt gefasst:

„Abschnitt 2

Ärztliche Leiter Rettungsdienst

Art. 11	 Bestellung

Art. 12	 Aufgaben und Befugnisse“.

2.	 Art. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  1 wird nach dem Wort „Krankentrans-
port,“ das Wort „Patientenrückholung,“ eingefügt.

b)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter 
„vorbehaltlich der Sätze 3 und 4“ eingefügt.

c)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Die Patientenrückholung erfolgt außerhalb des 
öffentlichen Rettungsdienstes.“

d)	 Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Der bodengebundene Krankentransport kann 
außerhalb des öffentlichen Rettungsdienstes 
erfolgen, soweit dies durch dieses Gesetz zuge-
lassen ist.“

3.	 Art. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Abs. 5 wird folgender Abs. 6 eingefügt:

„(6) Patientenrückholung ist der Rücktrans-
port von erkrankten oder verletzten Personen, 
sofern sie keine Notfallpatienten sind und der 
Transport keine sozialversicherungsrechtlich re-
levante Leistung ist.“

b)	 Die bisherigen Abs. 6 bis 14 werden die Abs. 7 
bis 15.

c)	 Der bisherige Abs. 15 wird aufgehoben.

4.	 Art. 3 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5.	 Patientenrückholungen, soweit sie auf dem Luft-
weg erfolgen oder wenn weder ihr Ausgangs- 
noch ihr Zielort in Bayern liegen,“.

5.	 Dem Art. 4 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) 1Jeweils mehrere Rettungsdienstbereiche  
bilden zusammen einen Rettungsdienstbezirk. 
2Abs. 2 gilt entsprechend. 3In der Rechtsverordnung 
wird jeweils auch bestimmt, welcher höheren Ret-
tungsdienstbehörde der Rettungsdienstbezirk hin-
sichtlich der Tätigkeit des Bezirksbeauftragten zuge-
ordnet wird.“

6.	 In Art. 7 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Rettungs-
dienst“ die Angabe „(ÄLRD)“ eingefügt.

7.	 Nach Art. 9 wird folgender Art. 10 eingefügt:

„Art. 10

Rettungsdienstausschuss

(1) 1Bei der obersten Rettungsdienstbehörde 
wird für Bayern ein Rettungsdienstausschuss ge-
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bildet. 2Mitglieder des Rettungsdienstausschusses 
sind:

1.	 die oberste Rettungsdienstbehörde,

2.	 der Ärztliche Landesbeauftragte Rettungsdienst 
(Landesbeauftragter),

3.	 die Ärztlichen Bezirksbeauftragten Rettungs-
dienst (Bezirksbeauftragter) sowie 

4.	 Vertreter 

a)	 der Sozialversicherungsträger, 

b)	 der Zweckverbände für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung,

c)	 der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns,

d)	 der Durchführenden des Rettungsdienstes, 

e)	 der Betreiber der Integrierten Leitstellen und 

f)	 der Bayerischen Krankenhausgesellschaft. 

3Der Vorsitz des Rettungsdienstausschusses wird 
von einem von der obersten Rettungsdienstbehörde 
bestimmten Mitglied wahrgenommen.

(2) Aufgabe des Rettungsdienstausschusses ist 
es, fachliche Empfehlungen und ein landesweit ein-
heitliches Vorgehen im Rettungsdienst zu erarbeiten. 

(3) 1Der Rettungsdienstausschuss gibt sich eine 
Geschäftsordnung, in der insbesondere der Ge-
schäftsgang, das Abstimmungsverfahren und die 
Einrichtung beratender Arbeitsgruppen geregelt sind. 
2Die Geschäftsordnung bedarf des Einvernehmens 
der obersten Rettungsdienstbehörde.“

8.	 In der Überschrift des Zweiten Teils Abschnitt 2 wird 
das Wort „Ärztlicher“ durch das Wort „Ärztliche“ er-
setzt. 

9.	 Der bisherige Art. 10 wird Art. 11 und wie folgt geän-
dert: 

a)	 In der Überschrift werden die Wörter „des Ärztli-
chen Leiters Rettungsdienst“ gestrichen.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Es werden bestellt:

1.	 in jedem Rettungsdienstbereich grundsätz-
lich nur ein ÄLRD,

2.	 in jedem Rettungsdienstbezirk ein Bezirks-

beauftragter,

3.	 auf Landesebene ein Landesbeauftragter 
sowie einer der Bezirksbeauftragten als sein 
Stellvertreter.

2Die Bestellungen erfolgen nach Anhörung der 
im jeweiligen Bereich zuständigen Durchführen-
den des Rettungsdienstes und der Kassenärztli-
chen Vereinigung Bayerns sowie im Einverneh-
men mit den Sozialversicherungsträgern jeweils 
für die Dauer von fünf Jahren, in der Regel mit 
dem Umfang der Hälfte einer hauptamtlichen 
Tätigkeit. 3Die ÄLRD werden durch die Zweck-
verbände für Rettungsdienst und Feuerwehr-
alarmierung, die Bezirksbeauftragten durch die 
höheren Rettungsdienstbehörden, der Landes-
beauftragte und sein Stellvertreter durch die 
oberste Rettungsdienstbehörde bestellt.“

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geän-
dert:

aaa)	 �Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt 
gefasst:

„Nach Abs. 1 Satz 1 kann vorbehalt-
lich anderer Regelung nur bestellt 
werden, wer“.

bbb)	 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. 	 nach Einschätzung der Bayeri-
schen Landesärztekammer die 
für die Tätigkeit als Ärztlicher 
Leiter Rettungsdienst erforder-
liche Qualifizierung aufweist; 
wenn dies für eine bestmögli-
che Stellenbesetzung sinnvoll 
ist, kann im Einvernehmen mit 
den Sozialversicherungsträ-
gern widerruflich ausnahms-
weise auch die vorläufige 
Bestellung eines Ärztlichen Lei-
ters Rettungsdienst erfolgen, 
der noch nicht die erforderli-
che Qualifizierung aufweist, sie 
aber nach begründeter Voraus-
sicht binnen drei Jahren erwer-
ben wird,“.

ccc)	 �In Nr. 3 wird das Wort „dreijährige“ 
durch das Wort „fünfjährige“ ersetzt 
und die Wörter „des Rettungs-
dienstbereichs, in dem er zum Ärzt-
lichen Leiter Rettungsdienst bestellt 
werden soll,“ werden gestrichen.
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ddd)	 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5. 	 während seiner Tätigkeit sämt-
liche Verbandsfunktionen bei 
einer Interessensvertretung 
der Ärzte, einem Durchführen-
den des Rettungsdienstes oder 
einer sonstigen Organisation, 
bei der Interessenskonflikte mit 
dem Rettungsdienst nicht aus-
zuschließen sind, ruhen lässt.“

bb)	 Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 an-
gefügt:

„2Der ÄLRD soll im Notarztdienst seines Ret-
tungsdienstbereichs, der Bezirksbeauftragte 
im Notarztdienst seines Zuständigkeitsbe-
reichs tätig sein. 3Zum Bezirks- oder Landes-
beauftragten kann nur bestellt werden, wer 
über eine mindestens fünfjährige Erfahrung 
als Ärztlicher Leiter Rettungsdienst verfügt.“

d)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Die oberste Rettungsdienstbehör-
de vereinbart schriftlich mit den Sozialver-
sicherungsträgern nähere Einzelheiten zur 
Bestellung und Tätigkeit, insbesondere zum 
Auswahlverfahren, zur Qualifizierung, zur 
Ausstattung und zur Vergütung der Ärzt-
lichen Leiter Rettungsdienst. 2In der Ver-
einbarung können Ausnahmen von Abs.  2 
Satz 1 Nr. 1 geregelt werden.“

10.	 Der bisherige Art. 11 wird aufgehoben.

11.	 Art. 12 wird wie folgt gefasst:

„Art. 12

Aufgaben und Befugnisse

(1) 1Die ÄLRD haben die Aufgabe, im Zusam-
menwirken mit den innerhalb ihres Zuständigkeitsbe-
reichs im Rettungsdienst Mitwirkenden die Qualität 
rettungsdienstlicher Leistungen zu sichern und zu 
verbessern. 2Sie sollen dabei insbesondere

1.	 die Patientenversorgung im öffentlichen Ret-
tungsdienst durch ärztliches und nichtärztliches 
Personal unter Berücksichtigung der Vorgaben 
der medizinischen Fachgesellschaften sowie 
landesweit einheitlicher Standards überwachen,

2.	 die Einsatzlenkung im öffentlichen Rettungs-
dienst durch die Integrierten Leitstellen überwa-
chen und zusammen mit deren Betreibern opti-
mieren,

3.	 die Fort- und Weiterbildung des nichtärztlichen 
Rettungsdienstpersonals und der im öffentlichen 
Rettungsdienst tätigen Ärztinnen und Ärzte fach-
lich begleiten,

4.	 die Zusammenarbeit des öffentlichen Rettungs-
dienstes mit den im Rettungsdienstbereich 
vorhandenen medizinischen Behandlungsein-
richtungen überwachen und auf notwendige Ver-
besserungen auch gegenüber den Betreibern 
von Behandlungseinrichtungen hinwirken,

5.	 die Zweckverbände für Rettungsdienst und Feu-
erwehralarmierung bei der Aufgabenwahrneh-
mung, insbesondere bei Entscheidungen über 
Zahl, Standort und Ausstattung von rettungs-
dienstlichen Einrichtungen, fachlich beraten und

6.	 für ihren Rettungsdienstbereich Aufgaben im 
Rahmen des § 4 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. c des Not-
fallsanitätergesetzes auf Notfallsanitäterinnen 
und Notfallsanitäter delegieren, soweit sie eine 
persönliche ärztliche Kenntnis des Patienten 
nicht erfordern.

3Zur Erfüllung seiner Aufgaben nach Satz 1 kann der 
ÄLRD allen im öffentlichen Rettungsdienst Mitwirken-
den fachliche Weisungen erteilen. 4Selbst unterliegt 
der ÄLRD bei der Erfüllung seiner fachlichen Aufga-
ben nur Weisungen des Bezirks- bzw. Landesbeauf-
tragten.

(2) 1Der Bezirksbeauftragte stimmt innerhalb sei-
nes Zuständigkeitsbereichs alle übergreifenden Fra-
gestellungen ab. 2Er koordiniert und beaufsichtigt die 
Tätigkeit der ÄLRD; Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
3Der Bezirksbeauftragte übernimmt die überregiona-
le Gremienarbeit und Steuerung des Qualitätsma-
nagements. 

(3) Der Landesbeauftragte koordiniert und be-
aufsichtigt die Arbeit der Bezirksbeauftragten und 
leitet das notfallmedizinische Qualitätsmanagement 
landesweit; Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) 1Die im Zuständigkeitsbereich der Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst mitwirkenden Behörden, Orga-
nisationen und Personen sind verpflichtet, mit den 
Ärztlichen Leitern Rettungsdienst zusammenzuar-
beiten. 2Die Ärztlichen Leiter Rettungsdienst können 
schriftlich verlangen, dass ihnen Auskünfte erteilt und 
im Rettungsdienst erhobene Daten sowie Dokumen-
tationen in anonymisierter oder pseudonymisierter 
Form zur Verfügung gestellt werden. 3Die Ärztli-
chen Leiter Rettungsdienst können im Ausnahmefall 
schriftlich verlangen, dass ihnen personenbezogene 
Daten und Dokumentationen zur Verfügung gestellt 
werden, wenn im Interesse von Leben und Gesund-
heit künftiger Patienten die konkrete Überprüfung ei-
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nes Einzelfalls erforderlich ist.

(5) Die Zielkliniken des Rettungsdienstes ha-
ben den Ärztlichen Leitern Rettungsdienst die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
einschließlich der in der Klinik erhobenen Daten zur 
Weiterbehandlung von Patienten zur Verfügung zu 
stellen.“

12.	 In Art. 21 Abs. 1 werden die Wörter „oder Kranken-
transport“ durch die Wörter „, Krankentransport oder 
Patientenrückholung“ ersetzt.

13.	 In Art. 32 Satz 1 werden nach dem Wort „werden“ die 
Wörter „mit Ausnahme der bodengebundenen Pati-
entenrückholung“ eingefügt.

14.	 In Art. 34 Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „für den 
Ärztlichen“ durch die Wörter „für die Ärztlichen“ er-
setzt.

15.	 Dem Art. 39 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Krankenkraftwagen für die Patientenrückho-
lung können bereichsübergreifend und grenzüber-
schreitend eingesetzt werden.“

16.	 Art. 40 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „ , insbesondere sol-
cher mit Resistenzen,“ gestrichen.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Nr. 1 wird das Wort „oder“ angefügt.

bb)	 In Nr. 2 wird das Wort „oder“ durch ein Kom-
ma ersetzt.

cc)	 Nr. 3 wird aufgehoben.

17.	 Art. 43 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „Rettungs-
assistentin oder ein Rettungsassistent“ durch die 
Wörter „Notfallsanitäterin oder ein Notfallsanitä-
ter“ ersetzt.

b)	 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird das Wort „Rettungsassisten-
ten“ durch das Wort „Notfallsanitäter“ ersetzt.

bb)	 In Satz 4 Halbsatz 1 werden die Wörter „Ret-
tungsassistentin bzw. ein Rettungsassistent“ 
durch die Wörter „Notfallsanitäterin bzw. ein 
Notfallsanitäter“ ersetzt.

c)	 Nach Abs. 5 wird folgender Abs. 6 eingefügt:

„(6) Für die Patientenrückholung gelten die 
Abs.  1 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass für auf Krankenkraftwagen eingesetztes 
ärztliches Personal keine Notarztqualifikation er-
forderlich ist.“

d)	 Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden die Abs. 7 
und 8.

18.	 In Art. 45 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „Landes-
beauftragte Ärztlicher Leiter Rettungsdienst“ durch 
die Wörter „Ärztliche Landesbeauftragte Rettungs-
dienst“ ersetzt.

19.	 Art. 47 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Für die Datenübermittlung an die Ärztlichen Leiter 
Rettungsdienst gilt Art. 12 Abs. 5.“

20.	 Art. 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Nr. 8 werden die Wörter „das Zusammenwir-
ken des Ärztlichen Leiters Rettungsdienst inner-
halb der Arbeitsgruppe und die Vertretung der 
Arbeitsgruppe nach außen näher regeln,“ gestri-
chen. 

b)	 Nr. 9 wird aufgehoben.

c)	 Die bisherigen Nrn. 10 bis 20 werden die Nrn. 9 
bis 19.

21.	 In Art. 54 Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter „oder Kran-
kentransport“ durch die Wörter „, Krankentransport 
oder Patientenrückholung“ ersetzt.

22.	 Art. 55 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Längstens bis einschließlich 31. Dezem-
ber 2023 kann anstelle der Notfallsanitäterin oder 
des Notfallsanitäters in den Fällen des Art. 43 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 5 Satz 1 und 4 eine Rettungsassis-
tentin oder ein Rettungsassistent eingesetzt werden. 
2Die auf Grundlage des Bayerischen Rettungsdienst-
gesetzes vom 22. Juli 2008 erfolgten Bestellungen 
von Ärztlichen Leitern Rettungsdienst erlöschen mit 
Ablauf des 31. März 2016.“

§ 2

Änderung der Verordnung zur Ausführung  
des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Rettungsdienstgesetzes (AVBayRDG) vom 30. No-
vember 2010 (GVBl. S.  786, BayRS 215-5-1-5-I), die 
zuletzt durch § 1 Nr. 191 der Verordnung vom 22. Juli 
2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie folgt 
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geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zum Ersten 
Teil Abschnitt 3 wie folgt gefasst:

„Abschnitt 3

(aufgehoben)

§§ 20 bis 23 (aufgehoben)“.

2.	 In § 6 Abs. 2 werden die Wörter „Rettungsassistentin 
oder einem Rettungsassistenten“ durch die Wörter 
„Notfallsanitäterin oder einem Notfallsanitäter“ er-
setzt.

3.	 In § 10 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Ärztlichen 
Leiters Rettungsdienst“ durch die Angabe „ÄLRD“ er-
setzt.

4.	 § 11 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „dem Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst“ durch die Angabe 
„den ÄLRD“ ersetzt.

bb)	 In Satz 3 werden die Wörter „Die Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst“ durch die Angabe 
„Die ÄLRD“ ersetzt.

b)	 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „Art. 11 
Abs. 1 Nrn. 2 und 3“ durch die Wörter „Art. 12 
Abs. 1 Satz 1 sowie 2 Nr. 2 und 4“ ersetzt. 

bb)	 Im Satzteil nach Nr.  6 werden die Wör-
ter „dem Ärztlichen Leiter Rettungsdienst“ 
durch die Angabe „den ÄLRD“ ersetzt.

5.	 § 16 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. 	 Notfallsanitäter oder Rettungsassistent, mindes-
tens aber Rettungssanitäter ist,“.

6.	 § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. 	 Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter ist,“.

7.	 Der Erste Teil Abschnitt 3 wird aufgehoben.

8.	 § 26 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  2 werden die Wörter „der Anla-
ge zu §  2 Abs.  4 der Verordnung über die 

Tätigkeit als Rettungssanitäter (RSanV)“ 
durch die Wörter „den Anlagen 1 bis 3 der 
Bayerischen Rettungssanitäterverordnung 
(BayRettSanV)“ ersetzt.

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Sollen Notfallrettung oder arztbegleiteter 
Patiententransport Unternehmensgegen-
stand sein, bezieht sich die Prüfung zu-
sätzlich auf die in den Anlagen 1 bis 3 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter 
genannten Stoffgebiete.“

b)	 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

‚1Die in Abs. 2 Satz 2 und 3 genannten Kennt-
nisse sind nachgewiesen, wenn die zu prüfende 
Person, sofern Notfallrettung oder arztbeglei-
teter Patiententransport Unternehmensgegen-
stand sein soll, eine Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung „Notfallsanitäterin“ oder 
„Notfallsanitäter“ oder, sofern Krankentransport 
Unternehmensgegenstand sein soll, die Quali-
fikation nach der Verordnung über die Tätigkeit 
als Rettungssanitäter bzw. der Bayerischen Ret-
tungssanitäterverordnung besitzt und dem Prü-
fungsausschuss die entsprechenden Urkunden 
oder Zeugnisse vorlegt.‘

9.	 § 29 Abs. 2 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

‚1Soweit der Antragsteller eine Genehmigung zur 
Durchführung von Notfallrettung und arztbegleitetem 
Patiententransport beantragt hat, muss er oder eine 
für die Führung der Geschäfte bestellte Person im 
Besitz einer Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Notfallsanitäterin“ oder „Notfallsanitäter“ 
sein. 2Soweit er eine Genehmigung zur Durchführung 
von Krankentransporten beauftragt hat, muss er oder 
eine für die Führung der Geschäfte bestellte Person 
über die Qualifikation nach der Verordnung über die 
Tätigkeit als Rettungssanitäter bzw. der Bayerischen 
Rettungssanitäterverordnung verfügen.‘

10	 In § 42 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „Satz 6“ durch 
die Angabe „Satz 5“ ersetzt. 

11.	 § 50 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Wortlaut wird folgender Abs.  1 vorange-
stellt:

„(1) 1Längstens bis einschließlich 31. De-
zember 2023 kann anstelle der Notfallsanitäte-
rin oder des Notfallsanitäters in den Fällen der 
§ 6 Abs. 2, § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, § 26 Abs. 3 
Satz 1 sowie § 29 Abs. 2 Satz 1 eine Rettungsas-
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sistentin oder ein Rettungsassistent eingesetzt 
werden. 2Für vor dem 1. April 2016 nach §  17 
Abs. 1 bestellte Einsatzleiter sowie Unternehmer 
oder bestellte Personen nach § 29 Abs. 2 Satz 1 
gelten § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 sowie § 29 Abs. 2 
Satz 1 in der jeweils ab 30. August 2014 gelten-
den Fassung.“

b)	 Der bisherige Wortlaut wird Abs. 2.

12.	 In der Anlage Teil II Nr. 1 Stichwort „Hauptamtliches 
Personal“ Spalte 2 wird vor dem Wort „Rettungsas-
sistenten“ das Wort „Notfallsanitäter,“ eingefügt.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2016 in Kraft.

München, den 8. März 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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2024-1-I

Gesetz  
zur Änderung des  

Kommunalabgabengesetzes

vom 8. März 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1 

Das Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. 
S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch Gesetz vom 
11. März 2014 (GVBl. S. 70) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1.	 In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
Art. 5a folgende Angabe eingefügt:

„Art. 5b	� Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanla-
gen“.

2.	 Art. 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „Bereitstel-
lung“ die Wörter „sowie der vom Personal 
des Beitragsberechtigten erbrachten Werk- 
und Dienstleistungen für die technische Her-
stellung der Einrichtung; er ist beitragsfähig, 
soweit er erforderlich ist“ eingefügt. 

bb)	 In Satz 3 werden die Wörter „nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB)“ durch die Wörter 
„nach Art. 5a“ ersetzt.

cc)	 In Satz 5 Halbsatz 1 wird nach dem Wort 
„Gemeindeordnung“ die Angabe „(GO)“ ein-
gefügt.

b)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Die Gemeinden und Landkreise sollen 
die voraussichtlich Beitragspflichtigen möglichst 
frühzeitig über beabsichtigte beitragsfähige Vor-
haben und das Verfahren der Beitragserhebung 
einschließlich in Betracht kommender Billigkeits-
maßnahmen informieren.“

c)	 In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „Art. 5“ gestri-
chen.

d)	 In Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Herstel-
lung“ die Wörter „, Anschaffung, Verbesserung 
oder Erneuerung“ eingefügt.

e)	 In Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„BauGB“ durch die Wörter „des Baugesetzbuchs 
(BauGB)“ ersetzt.

f)	 Dem Abs. 10 werden die folgenden Sätze 7 und 
8 angefügt:

„7Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 des Kostengesetzes gilt 
nicht, wenn die Gemeinde in anderen durch Sat-
zung bestimmten Fällen zulässt, dass Beiträge 
nach Abs. 1 Satz 3 in Form einer Rente gezahlt 
werden. 8Die Sätze 4, 5 und 7 gelten für die Ra-
tenzahlung entsprechend.“

3.	 Art. 5a wird wie folgt gefasst:

„Art. 5a

Erschließungsbeitrag

(1) Die Gemeinden erheben zur Deckung ihres 
anderweitig nicht gedeckten Aufwands für Erschlie-
ßungsanlagen einen Erschließungsbeitrag nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften.

(2) Erschließungsanlagen sind 

1.	 die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, 
Wege und Plätze,

2.	 die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächli-
chen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahr-
baren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebie-
te, z.B. Fußwege oder Wohnwege,

3.	 Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete; Sam-
melstraßen sind öffentliche Straßen, Wege und 
Plätze, die selbst nicht zum Anbau bestimmt, 
aber zur Erschließung der Baugebiete notwendig 
sind,

4.	 Parkflächen und Grünanlagen mit Ausnahme 
von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil 
der in den Nrn. 1 bis 3 genannten Verkehrsan-
lagen oder nach städtebaulichen Grundsätzen 
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innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind,

5.	 Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinn des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch wenn 
sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen 
sind.

(3) Grünanlagen zur Erschließung der Baugebie-
te sind nicht notwendig im Sinn des Abs. 2 Nr. 4,

1.	 wenn sie über die unmittelbare Bedeutung und 
den unmittelbaren Nutzen für das Baugebiet 
hinausgehen, in dem sie ausgewiesen werden 
sollen; dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn Grünflächen wegen der Schaffung stadt- 
bzw. ortsteilübergreifender Grünzüge oder der 
Vernetzung vorhandener Grün- und Freizeit-
flächen sowohl von ihrer Größe als auch von 
ihrem Ausbau her baugebietsübergreifende Be-
deutung haben,

2.	 wenn sie in einer ausreichenden Größe vorhan-
den sind und in ihrer bisherigen Beschaffenheit 
den Ansprüchen der anwohnenden Bevölkerung 
genügt haben, oder

3.	 wenn wegen des vorhandenen innerörtlichen 
Grüns ein städtebauliches Bedürfnis nach weite-
rer Begrünung nicht zu erkennen ist.

(4) Die vertragliche Übernahme erschließungs-
beitragsfähiger Aufwendungen ist auch im Rahmen 
städtebaulicher Verträge möglich; § 11 BauGB gilt 
entsprechend.

(5) Art. 5 Abs. 1 Satz 6 gilt entsprechend.

(6) 1Das Recht, Abgaben für Anlagen zu erhe-
ben, die nicht Erschließungsanlagen sind, bleibt 
unberührt. 2Dies gilt insbesondere für Anlagen zur 
Ableitung von Abwasser sowie zur Versorgung mit 
Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser.

(7) 1Für vorhandene Erschließungsanlagen, 
für die eine Beitragspflicht auf Grund der bis zum 
29.  Juni 1961 geltenden Vorschriften nicht entste-
hen konnte, kann auch nach diesem Gesetz kein Er-
schließungsbeitrag erhoben werden. 2Dies gilt auch, 
sofern seit dem Beginn der erstmaligen technischen 
Herstellung einer Erschließungsanlage mindestens 
25 Jahre vergangen sind.

(8) Soweit für Erschließungsanlagen nach Abs. 7 
oder Art. 13 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. bb 
Spiegelstrich 1 kein Beitrag mehr erhoben werden 
kann, gelten diese Erschließungsanlagen als erstma-
lig hergestellt. 

(9) Mit Ausnahme der § 128 Abs. 2 und § 135 
Abs. 6 BauGB gelten die §§ 128 bis 135 sowie § 242 
Abs. 2 bis 8 BauGB jeweils in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl.  I 
S. 2414), die zuletzt durch Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, ent-
sprechend.“

4.	 Nach Art. 5a wird folgender Art. 5b eingefügt:

„Art. 5b

Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen

(1) 1Die Gemeinden können durch Satzung be-
stimmen, dass anstelle der Erhebung einmaliger 
Beiträge nach Art. 5 Abs. 1 die jährlichen Investiti-
onsaufwendungen für die in ihrer Baulast stehenden 
Verkehrseinrichtungen (Verkehrsanlagen) nach Ab-
zug der Eigenbeteiligung (Abs. 3) als wiederkehren-
de Beiträge auf die beitragspflichtigen Grundstücke 
verteilt werden. 2In der Beitragssatzung kann gere-
gelt werden, dass sämtliche in Satz 1 genannten Ver-
kehrsanlagen des gesamten Gebiets oder einzelner, 
voneinander abgrenzbarer Gebietsteile der Gemein-
de eine einheitliche öffentliche Einrichtung bilden, 
für deren Erneuerung oder Verbesserung vorteilsbe-
zogene Beiträge für Grundstücke erhoben werden 
können, von welchen die rechtliche und tatsächliche 
Möglichkeit einer Zufahrt oder eines Zugangs zu ei-
ner dieser Verkehrsanlagen besteht. 3Ein Nebenein-
ander von einmaligen und wiederkehrenden Beiträ-
gen in der Gemeinde ist zulässig. 4Die Entscheidung 
über die eine Einheit bildenden Verkehrsanlagen trifft 
die Gemeinde unter Beachtung der örtlichen Gege-
benheiten. 5Werden Verkehrsanlagen einzelner, von-
einander abgrenzbarer Gebietsteile als einheitliche 
öffentliche Einrichtung bestimmt, ist dies zu begrün-
den und in der Satzung entsprechend festzulegen.

(2) 1Bei der Ermittlung des Beitragssatzes kann 
anstelle der jährlichen Investitionsaufwendungen 
vom Durchschnitt der im Zeitraum von bis zu fünf 
Jahren zu erwartenden Aufwendungen ausgegan-
gen werden. 2Weichen nach Ablauf dieses Zeitraums 
die tatsächlichen von den im Durchschnitt erwarte-
ten Aufwendungen ab, ist das Beitragsaufkommen 
der folgenden Jahre entsprechend auszugleichen. 
3Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, in jedem Jahr 
Aufwendungen zu tätigen. 4Soweit einmalige Bei-
träge nach Art. 5 Abs. 1 für Verkehrsanlagen noch 
nicht entstanden sind, können die Gemeinden den 
vor Inkrafttreten der Satzung über die Erhebung wie-
derkehrender Beiträge angefallenen beitragsfähigen 
Investitionsaufwand verteilt auf einen Zeitraum von 
höchstens 20 Jahren bei der Ermittlung des Beitrags-
satzes berücksichtigen.

(3) 1Die nach Art. 5 Abs. 3 festzulegende Eigen-
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beteiligung muss dem Verkehrsaufkommen in der 
einheitlichen öffentlichen Einrichtung entsprechen, 
das nicht den Beitragspflichtigen zuzurechnen ist. 
2Sie beträgt mindestens 25 Prozent. 

(4) 1Die Beitragsschuld entsteht jeweils mit Ab-
lauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. 
2Auf die Beitragsschuld können ab Beginn des Ka-
lenderjahres, in dem die Beitragsschuld entsteht, 
angemessene Vorauszahlungen nach Art. 5 Abs. 5 
Satz 1 und 2 verlangt werden. 

(5) 1Die Gemeinden treffen durch Satzung Über-
leitungsregelungen für die Fälle, in denen vor oder 
nach der Einführung der wiederkehrenden Beiträge Er-
schließungsbeiträge nach Art. 5a oder Ausgleichsbe-
träge nach dem Baugesetzbuch oder Kosten der erst-
maligen Herstellung auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Verträge, insbesondere Erschließungsverträge, sons-
tiger städtebaulicher Verträge oder Durchführungs-
verträge zu einem Vorhaben- und Erschließungsplan 
nach dem Baugesetzbuch oder für Verkehrsanlagen 
einmalige Beiträge nach Art. 5 Abs. 1 geleistet wurden 
oder noch zu leisten sind. 2Dabei ist ein Zeitraum von 
höchstens 20 Jahren zu bestimmen, innerhalb dessen 
die Grundstücke bei der Ermittlung des wiederkehren-
den Beitrags nicht berücksichtigt und nicht beitrags-
pflichtig werden. 3Bei der Bestimmung des Zeitraums 
sollen die übliche Nutzungsdauer der Verkehrsanlagen 
und der Umfang der einmaligen Belastung berücksich-
tigt werden. 4Stellen Gemeinden von wiederkehren-
den Beiträgen auf einmalige Beiträge nach Art. 5 um, 
sind vor der Umstellung geleistete wiederkehrende 
Straßenausbaubeiträge auf den nächsten Einmalbei-
trag anzurechnen. 5In der Satzung ist der Umfang der 
Anrechnung nach Satz 4 zu bestimmen; dabei ist der 
Zeitraum der üblichen Nutzungsdauer der Verkehrsan-
lagen zu berücksichtigen. 6Wiederkehrende Beiträge, 
deren Zahlung, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Ent-
stehung der Beitragspflicht, länger als der Zeitraum der 
üblichen Nutzungsdauer zurückliegt, können auf den 
einmaligen Beitrag nicht angerechnet werden.

(6) 1Die Art. 5 Abs. 8 und 10, Art. 13 Abs. 3 Satz 1 
und Abs. 7 sind auf die wiederkehrenden Beiträge 
nicht anzuwenden. 2Art. 5 Abs. 1a gilt entsprechend 
vor der erstmaligen Erhebung von wiederkehrenden 
Beiträgen. 3Im Übrigen findet Art. 5 entsprechende 
Anwendung, soweit er nicht ausdrücklich nur für ein-
malige Beiträge gilt.“

5.	 In Art. 7 Abs. 1 werden nach den Wörtern „heilklima-
tischer Kurort,“ die Wörter „Ort mit Heilquellenkur-
betrieb, Ort mit Heilstollenkurbetrieb, Ort mit Peloid-
Kurbetrieb,“ eingefügt. 

6.	 Art. 13 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Abs. 5 werden die folgenden Abs. 6 und 7 
eingefügt:

„(6) 1Die Gemeinde kann in der Erschlie-
ßungsbeitragssatzung bestimmen, dass Er-
schließungsbeiträge bis zu einem Drittel des zu 
erhebenden oder bereits erhobenen Betrags er-
lassen werden, sofern seit dem Beginn der erst-
maligen technischen Herstellung der Erschlie-
ßungsanlagen mindestens 25 Jahre vergangen 
sind und die Beitragspflichten im Zeitraum vom 
1. April 2012 bis 31. März 2021 entstanden sind 
oder entstehen. 2Ein weitergehender Erlass nach 
§ 227 AO bleibt unberührt.

(7) 1Die Gemeinden können durch Satzung 
bestimmen, dass Beiträge nach Art. 5 Abs. 1 
Satz 3 im Einzelfall erlassen werden, soweit 
diese das 0,4-fache des Verkehrswerts des 
beitragspflichtigen Grundstücks überschreiten; 
den überschießenden Anteil hat die Gemeinde 
zu tragen. 2Maßgebend ist der Verkehrswert zu 
dem Zeitpunkt, in dem die Gemeinde über die 
Maßnahme im Sinn von Art. 5 Abs. 1 Satz 3 ent-
scheidet.“

b)	 Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 8.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 2016 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 3, soweit damit 
Art. 5a Abs. 7 Satz 2 eingefügt wird, am 1. April 2021 in 
Kraft.

München, den 8. März 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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7130-1-W

Bayerische Verordnung  
zur Ausführung des Gaststättengesetzes  

(Bayerische Gaststättenverordnung – BayGastV)

vom 23. Februar 2016

Auf Grund

–	 des § 14 Satz 1 und 2, des § 18 Abs. 1, des § 21 Abs. 
2 Satz 1, des § 26 Abs. 1 Satz 2 und des § 30 des 
Gaststättengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20. November 1998 (BGBl. I S.  3418), 
das zuletzt durch Art.  286 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden 
ist, und

–	 des § 155 Abs. 2 der Gewerbeordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2572) geändert 
worden ist, 

verordnet die Bayerische Staatsregierung: 

Abschnitt 1

Allgemeine Zuständigkeit und Verfahren

§ 1

Vollzugszuständigkeit

(1) 1Für den Vollzug gaststättenrechtlicher Vorschrif-
ten sind vorbehaltlich anderweitiger Regelung die Kreis-
verwaltungsbehörden zuständig. 2Soweit einer kreis-
angehörigen Gemeinde durch Rechtsverordnung nach 
Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Bayerischen Bauordnung 
die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde übertra-
gen wurden, tritt an die Stelle der Kreisverwaltungsbehör-
de die jeweilige kreisangehörige Gemeinde.
 

(2) Die Gemeinden sind abweichend von Abs. 1 zu-
ständig für die Ausführung von § 12 des Gaststättenge-
setzes (GastG).
 

(3) Soweit die Zuständigkeit der Gemeinden eröffnet 
ist, sind diese auch zuständige Behörde im Sinn des § 15 
Abs. 2 der Gewerbeordnung.
 

(4) Zur Auskunft und Nachschau nach § 22 GastG ist 
hinsichtlich der Sperrzeit unbeschadet der Zuständigkeit 
anderer Stellen auch die Polizei zuständig.

§ 2

Verfahren

(1) 1Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis, einer 
Stellvertretungserlaubnis, einer vorläufigen Erlaubnis, ei-
ner vorläufigen Stellvertretungserlaubnis oder einer Ge-
stattung im Sinn der §§ 2, 9, 11 und 12 GastG ist schrift-
lich einzureichen. 2Antragsteller haben die Unterlagen 
beizubringen, die für die Bearbeitung und Beurteilung des 
Antrags von Bedeutung sein können.

(2) 1Die Entscheidung über einen Antrag im Sinn des 
Abs. 1 bedarf der Schriftform. 2Die Entscheidung über die 
Verkürzung oder Aufhebung der Sperrzeit nach § 8 soll in 
Schriftform ergehen. 

(3) Verfahren nach dem Gaststättengesetz und nach 
§ 5 können über eine einheitliche Stelle abgewickelt wer-
den.

§ 3

Anzeigepflichten

(1) 1Soweit dies zur Aufrechterhaltung der Sittlichkeit 
oder zum Schutz der Gäste erforderlich ist, können die 
Gewerbetreibenden verpflichtet werden, über die in ihrem 
Betrieb beschäftigten Personen innerhalb einer Woche 
nach Beginn der Beschäftigung Anzeige zu erstatten. 2In 
der Anzeige sind für die beschäftigten Personen anzuge-
ben: 

1. 	Vorname und Familienname,

2. 	Geburtsname, sofern dieser vom Familiennamen ab-
weicht,

3. 	Geburtsdatum und Geburtsort,

4.	 Geburtsname der Mutter,

5. 	Staatsangehörigkeit,

6.	 letzter Aufenthaltsort und vorhergehende Beschäfti-
gungsstelle,

7.	 Beginn der Beschäftigung.
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(2) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 1 
kann die Beschäftigung von Personen für einzelne Be-
triebe von einer Erlaubnis abhängig gemacht werden. 

Abschnitt 2

Straußwirtschaften und altrechtlich  
erlaubnisfreier Ausschank

§ 4

Erlaubnisfreiheit

(1) Der Ausschank selbsterzeugten Weins oder 
Apfelweins bedarf keiner Erlaubnis (Straußwirtschaft), 
wenn 

1. 	der Ausschank in jedem Kalenderjahr die Dauer von 
vier zusammenhängenden Monaten oder von höchs-
tens zwei Zeitabschnitten von zusammen vier Mona-
ten nicht überschreitet,

2. 	nur Wein oder Apfelwein aus Früchten ausgeschenkt 
wird, die selbst erzeugt wurden,

3.	 der Ausschank in Räumen erfolgt, 

a)	 die in der Gemeinde des Erzeugerbetriebes ge-
legen sind,

b)	 die nicht eigens zu diesem Zweck angemietet 
sind; die zuständige Gemeinde kann in beson-
deren Härtefällen hiervon Ausnahmen zulassen, 

4.	 die Straußwirtschaft nicht mit einer anderen Schank- 
oder Speisewirtschaft verbunden ist und 

5. 	in der Straußwirtschaft nicht mehr als 40 Sitzplätze 
vorhanden sind.

(2) 1In einer Straußwirtschaft dürfen nur kalte oder 
einfach zubereitete warme Speisen verabreicht werden. 
2§ 7 Abs. 2 Nr. 2 GastG findet keine Anwendung.

§ 5

Anzeigepflicht, Untersagung

(1) Wer eine Straußwirtschaft betreiben will, hat dies 
mindestens zwei Wochen vor Beginn des Betriebs bei 
der zuständigen Gemeinde anzuzeigen und dabei mit-
zuteilen 

1. 	den Zeitraum, während dessen der Ausschank statt-
finden soll, 

2. 	den Ort, an dem die für den Wein oder Apfelwein ver-
wendeten Früchte gekeltert sowie der Wein ausge-
baut wurde, und 

3. 	die zum Betrieb der Straußwirtschaft bestimmten 
Räume. 

(2) Der Betrieb einer Straußwirtschaft kann untersagt 
und seine Fortsetzung verhindert werden, wenn die Vo-
raussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 3 GastG 
vorliegen. 

§ 6

Altrechtlich erlaubnisfreier Ausschank

(1) Soweit der Ausschank selbsterzeugter Getränke 
nach § 26 Abs. 1 Satz 1 GastG in Verbindung mit Art. 2 
des Gesetzes über Realgewerbeberechtigungen und den 
Ausschank eigener Erzeugnisse keiner Erlaubnis bedarf, 
können der Betrieb untersagt und seine Fortsetzung 
verhindert werden, wenn die Voraussetzungen des § 4 
Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 3 GastG vorliegen.

(2) 1Soweit sich die Erlaubnisfreiheit nach Abs. 1 
auf den Ausschank selbsterzeugten Weins bezieht, 
gelten die §§ 4 und 5 dieser Verordnung entsprechend. 
2Auf Antrag können Befreiungen von den Verpflichtun-
gen nach § 4 Abs. 2 erteilt werden, wenn dies dem ört-
lichen Herkommen entspricht und die Einhaltung der 
Vorschrift im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen 
würde.

Abschnitt 3

Sperrzeit

§ 7

Allgemeine Sperrzeit

(1) Die Sperrzeit für Schank- und Speisewirtschaf-
ten sowie für öffentliche Vergnügungsstätten beginnt um 
5 Uhr und endet um 6 Uhr.

(2) Abs. 1 gilt nicht 

1. 	in der Nacht zum 1. Januar, 

2. 	auf Schiffen und Kraftfahrzeugen, wenn sich der Be-
trieb auf die Fahrgäste beschränkt, 

3. 	auf Autohöfen, die auf Autobahnen mit Zeichen 448.1 
der Straßenverkehrsordnung angekündigt wurden; 
§ 8 Abs. 2 bleibt unberührt. 



41Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 3/2016

§ 8

Ausnahmen von der Sperrzeit

(1) Die Ermächtigung nach dem Gaststättengesetz, 
bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder be-
sonderer örtlicher Verhältnisse die Sperrzeit allgemein zu 
verlängern, zu verkürzen oder aufzuheben, wird übertra-
gen auf das Staatsministerium des Innern, für Bau und 
Verkehr und die Gemeinden.

(2) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 können 
die Gemeinden für einzelne Betriebe durch Verwaltungs-
akt den Beginn der Sperrzeit bis höchstens 19 Uhr vor-
verlegen und das Ende der Sperrzeit bis 8 Uhr hinaus-
schieben oder die Sperrzeit befristet und widerruflich 
aufheben.

Abschnitt 4

Ordnungswidrigkeiten, Schlussvorschriften

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

Nach § 28 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 3 GastG handelt 
ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. 	entgegen § 5 oder einer auf Grund des § 3 begründe-
ten Verpflichtung die Anzeige nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,

2.	 den Vorschriften des § 4 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

3. 	den Vorschriften des § 6 in Verbindung mit §§ 4 und 
5 zuwiderhandelt, 

4. 	Personen ohne die auf Grund einer Verpflichtung 
nach § 3 Abs. 2 erforderliche Erlaubnis beschäftigt. 

§ 10

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 2016 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. März 2016 tritt die Gaststät-
tenverordnung (GastV) vom 22. Juli 1986 (GVBl. S. 295, 
BayRS 7130-1-W), die zuletzt durch § 1 Nr. 356 der Ver-
ordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert wor-
den ist, außer Kraft. 

München, den 23. Februar 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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2015-1-1-V
 

Verordnung  
zur Änderung der  

Zuständigkeitsverordnung

vom 8. März 2016

Auf Grund 

–	 des § 6b Abs. 1 Satz 2 und des § 155 Abs. 2 der Ge-
werbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2572) geändert worden ist,

 
–	 des Art.  1 Abs.  2 Satz  1 des Zuständigkeitsgeset-

zes (ZustG) vom 7. Mai 2013 (GVBl. S. 246, BayRS 
2015-1-V), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2014 (GVBl. S. 539) geändert worden 
ist, 

–	 des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), das zuletzt durch Art. 4 des Gesetzes vom 
13. Mai 2015 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist, 

–	 des § 63a Abs. 3 Satz 2 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB II) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das 
zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 24. Juni 2015 
(BGBl. I S. 974) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 36 Abs. 2 Satz 1 OWiG, 

–	 des Art.  12 Abs.  1 des Bayerischen Landeserzie-
hungsgeldgesetzes (BayLErzGG) vom 9.  Juli 2007 
(GVBl. S. 442, BayRS 2170-3-A), das zuletzt durch 
§ 1 Nr. 196 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. 
S. 286) geändert worden ist,

verordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

Die Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16. Juni 
2015 (GVBl. S.  184, BayRS 2015-1-1-V), die zuletzt 
durch Verordnung vom 8. Dezember 2015 (GVBl. S. 438) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 63 wie 
folgt gefasst:

„§ 63	� Bayerisches Betreuungsgeldgesetz, Bayeri-
sches Landeserziehungsgeldgesetz“.

2.	 § 37 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „Abs. 2 bis 9“ 
durch die Angabe „Abs. 2 bis 8“ ersetzt.

b)	 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 

„2.	 nach § 34f Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 Satz 2,  
§§ 34h und 34i GewO sowie für die Ausfüh-
rung der nach §§ 34g und 34j GewO erlas-
senen Rechtsverordnungen,

  3.	 als öffentliche Stellen nach den §§ 11b, 
13a bis 13c und 46 Abs. 3 GewO sowie ne-
ben den Kreisverwaltungsbehörden nach 
§ 29 GewO, soweit sich diese Vorschriften 
auf Gewerbetreibende beziehen, die den 
§§ 34d, 34e, 34f, 34h und 34i GewO unter-
liegen.“

c)	 Es wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Für die Ausstellung eines Europäi-
schen Berufsausweises für einen Beruf, der ei-
ner Erlaubnispflicht nach der Gewerbeordnung 
unterliegt, ist die Behörde zuständig, die auch 
für die Erteilung der jeweiligen Erlaubnis zu-
ständig ist.“

3.	 In § 41 wird nach der Angabe „34h“ ein Komma und 
die Angabe „34i“ eingefügt.

4.	 § 63 wird wie folgt gefasst:

„§ 63

Bayerisches Betreuungsgeldgesetz,  
Bayerisches Landeserziehungsgeldgesetz

Für den Vollzug des Bayerischen Betreuungs-
geldgesetzes und des Bayerischen Landeserzie-
hungsgeldgesetzes ist das Zentrum Bayern Familie 
und Soziales zuständig.“

5.	 In § 82 Abs.1 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„§ 85 Abs. 2 Nr. 2“ durch die Angabe „§ 81 Abs. 2 
Nr. 2“ ersetzt.

6.	 § 89 wird wie folgt geändert:
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a)	 In Nr. 9 Buchst. a wird die Angabe „j bis m“ durch 
die Angabe „j bis n“ ersetzt. 

b)	 Nach Nr. 13 wird folgende Nr. 14 eingefügt:

„14.	§ 63a Abs. 1 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB II) in Verbindung mit § 63a 
Abs. 3 Nr. 2 SGB II,“.

7.	 In § 91 Abs. 3 werden nach dem Wort „sind“ die Wör-
ter „im Bereich der Polizei“ eingefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2016 in Kraft. 

München, den 8. März 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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2030-3-5-2-F

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung über dienstrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen,  

für Landesentwicklung und Heimat

vom 22. Februar 2016

Auf Grund

–	 des Art. 55 Nr. 2 Satz 2 der Verfassung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. Dezember 1998 
(GVBl. S. 991, BayRS 100-1-I), die zuletzt durch Ge-
setze vom 11. November 2013 (GVBl. S. 638, 639, 
640, 641, 642) geändert worden ist,

–	 des Art. 49 Abs. 3 und des Art. 139 Abs. 10 des Bay-
erischen Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 
2008 (GVBl. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt 
durch § 3 des Gesetzes vom 22.  Dezember 2015 
(GVBl. S. 497) geändert worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat:

§ 1

Die Verordnung über dienstrechtliche Zuständigkei-
ten im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministe-
riums der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
(ZustV-FM) vom 3. Januar 2011 (GVBl. S. 31, BayRS 
2030-3-5-2-F), die zuletzt durch § 2 Abs. 4 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2015 (GVBl. S. 243) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift wird vor der Angabe „ZustV-FM“ 
das Wort „StMFLH-Zuständigkeitsverordnung –“ ein-
gefügt.

2.	 § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2

Abordnung und Versetzung

(1) 1Zusätzlich zu den Befugnissen zur Abord-
nung und Versetzung gemäß Art. 49 Abs. 2 BayBG in 
Verbindung mit § 1 wird gemäß Art. 49 Abs. 3 BayBG

1.	 den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 3 genannten Behör-
den die Befugnis übertragen, die Beamtinnen 
und Beamten ihres Dienstbereichs abzuordnen,

2.	 den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b und h ge-
nannten Behörden die Befugnis übertragen, 
die Beamtinnen und Beamten der Besol-
dungsgruppe A 15 ihres Dienstbereichs zu 
versetzen, und

3.	 der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 genannten Behörde die 
Befugnis übertragen, die Richterinnen und Rich-
ter der Besoldungsgruppe R 1 ihres Dienstbe-
reichs abzuordnen und zu versetzen.

2Die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, c bis g und Nr. 3 
genannten Behörden haben keine Befugnis zur Ab-
ordnung und Versetzung, wenn mit der Abordnung 
oder Versetzung die Übertragung einer Dienststel-
lenleitung verbunden ist.

(2) Für Abordnungen und Versetzungen ist die 
vorherige Zustimmung des Staatsministeriums erfor-
derlich, soweit

1.	 bei den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, c bis g 
genannten Behörden die Abordnung oder Ver-
setzung der Übertragung von Dienstaufgaben ei-
nes Amts der Besoldungsgruppe A 15 und höher 
dient;

2.	 bei der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 genannten Behörde 
damit die Übertragung einer Fachbereichsleitung 
verbunden ist.“

3.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Klammerzusatz nach dem Wort „Abord-
nung“ wird die Angabe „§ 2“ durch die Anga-
be „§§ 1 und 2“ ersetzt.

bb)	 In Nr.  4 wird das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt.

cc)	 In Nr.  5 wird das Wort „und“ durch einen 
Schlusspunkt ersetzt.

dd)	 Nr. 6 wird aufgehoben.
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b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b genannten Be-
hörde werden die der obersten Dienstbehörde zu-
stehenden Befugnisse zur Festsetzung und Anfor-
derung des Erstattungsbetrags sowie Erstattung der 
Ausbildungskosten (Art. 139 BayBG) übertragen.“

c)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

4.	 In § 4 Nr. 5 wird im Klammerzusatz die Angabe „Satz 
4“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

5.	 In § 6 werden im Klammerzusatz die Wörter „§ 2 Abs. 
1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1“ durch die Angabe „§§ 1 
und 2“ ersetzt.

6.	 § 7 Abs. 6 wird aufgehoben.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. April 2016 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 3 mit Wirkung vom  
1. Januar 2016 in Kraft.

München, den 22. Februar 2016

Bayerisches Staatsministerium  
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat

Dr. Markus  S ö d e r ,  Staatsminister
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